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Das Sanktionenrecht ist derzeit Gegenstand zahlreicher Reformdiskussionen. 
Angestoßen durch Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 

und des Bundesverfassungsgerichts wurde das Recht der Sicherungsverwahrung 
in den vergangenen Jahren bereits verändert. Zu einer Änderung des Rechts der 
Unterbringung im Psychiatrischen Krankenhaus gem. § 63 StGB liegt ein Diskussi-
onsentwurf der Bund-Länder-Arbeitsgruppe vor. 
Zu fragen ist jedoch, ob und wann Veränderungen einzelner Vorschriften nicht 
auch zu einer Veränderung des zweispurigen Sanktionensystems an sich führen. 
Aus diesem Grund machte es sich das Kriminalwissenschaftliche Kolloquium 2014 
zur Aufgabe, das System der freiheitsentziehenden Sanktionen als Ganzes in den 
Blick zu nehmen und einen möglicherweise bestehenden Reformbedarf herauszu-
arbeiten.

Das jährlich stattfi ndende Kriminalwissenschaftliche Kolloquium greift jeweils ak-
tuelle Themen aus dem Bereich der gesamten Strafrechtswissenschaften auf und 
möchte die fachliche Diskussion im Wege des wissenschaftlichen Austauschs be-
reichern. Dieser Band liefert einen Beitrag zur Reformdiskussion im Bereich des 
Sanktionenrechts.
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Einsatz von Neurotechnologie: 
Zukunftsperspektiven eines modernen 
Sanktionensystems? 

Gunnar Duttge 

Abstract: 
Die modernen Neurowissenschaften haben im strafrechtlichen Diskurs bislang lediglich unter dem 
Blickwinkel der Ewigkeitsfrage nach der „Willensfreiheit“ Beachtung gefunden. Weit bedeutsa-
mer sind jedoch ihre zu erwartenden praktischen Implikationen, insbesondere für die Frage nach 
einer effektiven Sanktionierung. Da das geltende Sanktionensystem ohnehin seit langem als re-
formbedürftig gilt und die Logik der gesamten Entwicklung künftige „Therapievorschläge“ der 
Neurowissenschaften durchaus erwarten lässt, erscheint es notwendig, sich schon heute mit den 
dadurch aufgeworfenen normativen Fragen dezidiert zu befassen. 

A. Reformbedürftigkeit des Sanktionensystems  
Schon seit langem gilt das „zweispurige“ Sanktionensystem des Erwachsenenstraf-
rechts als hoffnungslos veraltet. In scharfem Kontrast zum Jugendstrafrecht, das je 
nach konkretem Resozialisierungsbedarf entsprechend der je individuellen Reife-
entwicklung und Sozialisierung ein differenziertes Spektrum an – vor allem ambu-
lanten – Interventionsmöglichkeiten zur Verfügung stellt, erschöpfen sich hier die 
Optionen bei der Ahndung „echter“ Kriminalstrafe – d.h. jenseits der auf eine 
reine Gefahrenabwehr gerichteten Maßregeln der Besserung und Sicherung 
(§§ 61 ff. StGB) – in der simplen Alternativität von Geld- oder Freiheitsstrafe. Und 
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selbst dieses arg beschränkte „Angebot“ hat sich im Laufe des letzten Jahrhunderts 
mehr und mehr zu einer pekuniären „Monokultur“ entwickelt,1 weil der Freiheits-
entzug bei seiner Vollstreckung erhebliche Ressourcen bindet und dennoch hier 
wie auch bei seiner bloßen Androhung (d.h. bei einer Aussetzung zur Bewährung) 
mit kriminalpolitischen Zweifeln behaftet ist. Deshalb hat schon die „Kommission 
zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems“ im Jahr 2000 angemahnt, das 
Portefeuille an strafrechtlichen Reaktionen endlich „den gewandelten gesellschaft-
lichen, technischen und kriminalpolitischen Rahmenbedingungen anzupassen“2. 
Von einer einzigen nennenswerten Ausnahme abgesehen, der Einführung des 
„Täter-Opfer-Ausgleichs“ (vgl. § 46a StGB, § 153a Abs. 1 Nr. 5, 155a, b StPO)3, 
ist aber bis heute alles beim Alten geblieben, so dass Kubiciel erst unlängst ein „Hin-
terherhinken“ Deutschlands gegenüber dem internationalen Trend zur Diversifi-
zierung der Strafarten konstatieren musste: „Daher ist ein Nachdenken über ein 
zeitgemäßes Strafartensystem überfällig …“4.  

Von den bislang diskutierten „Innovationen“ – vor allem die gemeinnützige 
Arbeit und/oder das Fahrverbot als neue Hauptstrafe(n) – hat sich jedoch keine 
durchsetzen können.5 Das hatte seine Gründe prima vista in den fortbestehenden 
Zweifeln an deren Sinnhaftigkeit und Angemessenheit,6 dürfte aber in letzter Kon-
sequenz wohl auch dadurch bedingt gewesen sein, dass derartige Vorschläge doch 
einigermaßen „altbacken“ erscheinen. Denn es springt geradezu ins Auge, dass der 
rasante technologische Fortschritt wie etwa die Entwicklung der modernen Hu-
mangenetik zwar längst im Rahmen der Strafverfolgung genutzt wird, die straf-
rechtlichen Sanktionen aber noch immer jene sind, die dem 19. und 20. Jahrhun-
dert entstammen. Wenn die heutige, „aufgeklärte“ Kriminalpolitik zudem ohnehin 
nach präventiv wirksameren Instrumenten jenseits der „fest im übelvergeltenden 
Strafbegriff verwurzelten“ Freiheits- und Geldstrafe7 sucht, und zwar vor allem bei 
der „Behandlung“ von Schwerstverbrechern: Was läge dann eigentlich näher, als 

                                                      
1 Siehe etwa Schöch 1992, C 20: „Die Sanktionsentwicklung in den letzten hundert Jahren ist durch die 
nachhaltige Reduzierung des Freiheitsentzuges geprägt“; ebenso Beschluss I. 1. des 59. DJT: Geld-
strafe hat sich „zur zahlenmäßig absolut dominierenden Hauptstrafe entwickelt“; Rössner NStZ 1992, 
409: 83 %. 
2 Abschlussbericht, S. 12. Zuvor bereits deutliche Kritik am „punktuellen Kurieren von Symptomen“: 
Horn JZ 1992, 828 f.; siehe auch Dünkel/Morgenstern Juridica International 2003, 24, 35: bislang „eher 
halbherziger“ Reformwille. 
3 Auch diesbzgl. zielten die ursprünglichen Vorschläge wesentlich weiterreichend auf die Etablierung 
des „Wiedergutmachungsgedankens“ als einer „dritten Spur“, so insbes. der Alternativ-Entwurf 
Wiedergutmachung, 1992; siehe dagegen den ablehnenden Beschluss V. 5. des 59. DJT. Zur Rechts-
wirklichkeit des Täter-Opfer-Ausgleichs zuletzt u.a. Streng 2014, 499 ff. 
4 Kubiciel 2014, S. 5 und 7. 
5 Der Gesetzentwurf vom 17.3.2004 (BT-Drucks. 15/2725) fiel ohne abschließende Beratung im 
Deutschen Bundestag der Diskontinuität anheim. 
6 Bei der gemeinnützigen Arbeit sind es mit Blick auf Art. 12 Abs. 2 GG v.a. verfassungsrechtliche 
Bedenken. 
7 Rössner NStZ 1992, 409, 410. 
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das erhoffte „Mehr an Gestaltungsmöglichkeiten“8 fern des Althergebrachten „o-
pen minded“9 mit den Chancen und Verheißungen der neuen „Zukunftstechno-
logien“ zu verbinden, um mit modernen Strafsanktionen des 21. Jahrhunderts 
gleichsam an der Quelle des Übels anzusetzen, also dort, wo – im Zeitalter der 
Neurowissenschaften – der eigentliche „Tatort“ zu finden sein soll: im menschli-
chen Gehirn.10 Dieser Gedanke ist keineswegs gänzlich neu: Denn schon vor Jah-
ren haben etwa Markowitsch und Siefer nachdrücklich dazu aufgefordert, „über prä-
ventive Maßnahmen nachzudenken, die sich durch das neue Wissen der Neurowis-
senschaften ergeben“. Und dies gelte ungeachtet dessen, „dass alle denkbaren 
Maßnahmen auf eine Form von Gehirnwäsche hinauslaufen…“11. 

B. Auf dem Weg zu einem „Neuro-Punishment“? 
An welche neuartigen, auf Neurotechniken zurückgreifenden Sanktionsformen 
ließe sich denn überhaupt konkret denken? Es sollte nachdenklich stimmen, dass 
sich dazu im Rahmen der internationalen Debatte bereits detaillierte Gedanken-
spiele auffinden lassen. Einen kleinen Vorgeschmack gab erst unlängst die am 
Oxford Centre for Neuroethics tätige Philosophin Rebecca Roache:12 Ausgehend von 
einem Fall grausamer Misshandlung und Tötung eines vierjährigen Kindes durch 
seine Eltern, könne ihrer Ansicht nach unter den heute in zivilisierten Rechtsord-
nungen vorherrschenden Vollzugsbedingungen selbst die längste Freiheitsstrafe als 
„lächerlich inadäquat“ erscheinen: „Further, after thirty years […], they will have their 
freedom returned to them. Compared to the brutality they inflicted on vulnerable and defenceless 
victim, this all seems like a walk in the park“. Die sich infolgedessen aufdrängende Fra-
ge, auf welche Weise derartige schwerste Verbrechen „ausreichend“ geahndet wer-
den könnten, verweise unweigerlich auf die Perspektiven künftiger Technologien, 
von denen Roache im Wesentlichen13 drei potentielle Optionen näher erläutert:  

Das sog. „lifespan enhancement“ rekurriert auf die längst im Gange befindli-
chen Anstrengungen der Anti-Aging-Forschung:14 Sollte es tatsächlich einmal 
möglich sein, den Alterungsprozess des Menschen mehr oder minder anzuhalten,15 
                                                      
8 Programmatisch BT-Drucks. 15/2725, 15: „Das geltende Sanktionensystem gibt den Gerichten zu 
wenige Gestaltungsmöglichkeiten, um ihren kriminalpräventiven Aufgaben gerecht werden zu kön-
nen.“ 
9 Siehe Stöckel 2002, 329 ff.: „Strafen mit Fantasie“. 
10 „Tatort Gehirn“ lautet der plakative Titel des Buches von Markowitzsch/Siefer 2007. 
11 Markowitzsch/Siefer 2007, 228 und 237. 
12 Zum Folgenden Roache 2013. 
13 Eine vierte, weniger spektakuläre Option betrifft die Ersetzung von Gefängniswärtern durch Ro-
boter, wodurch ein „limitierender Faktor“ bei der Schaffung „harter Vollzugsbedingungen“ entfalle. 
14 Zum aktuellen Stand siehe auszugsweise die Abstracts der jüngsten (14.) Konferenz der Deutschen 
Gesellschaft für Prävention und Anti-Aging-Medizin, abrufbar unter http://www.gsaam.de/file
admin/user_upload/2014/pdf/Abstracts_GSAAM_2014.pdf. 
15 Dazu die bemerkenswerte Beobachtung von Kleine-Gunk (Fn. 14), 5: „Unübersehbar ist […] ein 
Wandel der Diskussion: Wurden noch vor etwa zehn Jahren die Ideen der Transhumanisten als 
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dann könnte dies zugleich genutzt werden, um die Schwere der Strafsanktion deut-
lich zu erhöhen: „In cases where a thirty-year life sentence is judged too lenient, convicted crimi-
nals could be sentenced to receive a life sentence in conjunction with lifespan enhancement; as a 
result, life imprisonment could mean several hundred years rather than a few decades…“.16 Die 
deutlich erhöhten Kosten für eine derartig lange Unterbringung ließen sich u.U. 
durch eine langjährige Arbeitspflicht ausgleichen. Eine mit Blick auf Letztgenann-
tes weit ressourcenschonendere Perspektive eröffnet womöglich das sog. „mind 
uploading“: Ausgehend von der schon seit längerem in Entwicklung befindlichen 
Technologie für sog. Gehirn-Computer-Schnittstellen („Brain Machine Interfaces“, 
BMI), die es motorisch gehandicapten (wie beispielsweise an Amyotropher Late-
ralsklerose erkrankten) Menschen künftig ermöglichen sollen, durch computerge-
nerierte Messung neuronal erzeugter elektrischer Felder auf der Hirnoberfläche 
direkt mit der Außenwelt zu kommunizieren,17 besteht bei ausreichender Compu-
terkapazität zugleich die Hoffnung, gleichsam von außen die Kapazität und Ge-
schwindigkeit menschlicher Gehirntätigkeit künstlich zu steigern. Wenn es aber 
tatsächlich einmal möglich sein sollte, auf Basis einer solchen „speed superintelli-
gence“ ein Buch in einer Minute zu lesen und eine Doktorarbeit an einem Nach-
mittag zu verfassen, so könnte dies ebenso dafür genutzt werden, die Freiheitsstra-
fe bei verurteilten Straftätern neurophysiologisch um ein Vielfaches schneller als 
heute vollstrecken zu lassen: „[This] would enable the uploaded criminal to serve a 1.000 
year sentence in eight-and-a-half hours […]. Between sunrise and sunset […] the vilest criminals 
could serve a millennium of hard labour and return fully rehabilitated either to the real world 
[…]”18. Eine dritte Option könnte schließlich darin bestehen, das menschliche 
Zeitgefühl künstlich zu verlängern („altering perception of duration“). Schon heute 
ist bekannt, dass der emotionale Zustand eines Menschen hierfür ein relevanter 
Faktor ist:19 Das künstliche Bewirken etwa von Angstzuständen, sei es neuronal 
oder durch psychoaktive Drogen20 bewirkt, würde somit die Möglichkeit eröffnen, 
auch bei inhaftierten Straftätern die Wirkung der Strafe je nach Straf-
empfindlichkeit deutlich zu steigern: „This research […] could informe the design and 
management of prisons, with the worst criminal being sent to special institutions designed to ensure 
their sentences pass as slowly and monotonously as possible“21. 

Man ist leicht geneigt, derartige Zukunftsszenarien rasch als abseitige Science 
Fiction abzutun, weil es von heutiger Warte aus in technologischer Hinsicht noch 
                                                      
Technikutopien oder gar schlicht als Spinnerei lächerlich gemacht, so erscheinen die Zukunftsszena-
rien dieser Futurologen inzwischen selbst Skeptikern als durchaus realistische Optionen“. 
16 Fn. 12. 
17 Im Überblick den Forschungsbericht des Max-Planck-Instituts für intelligente Systeme von 2012 
(m.w.N.), abrufbar unter http://www.mpg.de/5019039/Gehirn-Computer_Schnittstellen
?c=5732343&force_lang=de.  
18 Fn. 12. 
19 Siehe z.B. Droit-Volet/Fayolle/Gil Frontiers in Integrative Neuroscience 2011, 33 ff. 
20 Zur dadurch veränderbaren Zeitwahrnehmung etwa Wittmann/Carter et al., Journal of Psycho-
pharmacology 2007, 50 ff. 
21 Fn. 12. 
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als kaum vorstellbar anmutet, dass es innerhalb einer absehbaren Zeitspanne eine 
realistische Option sein könnte, Straftätern in solcher Weise zuzusetzen oder am 
besten sogleich punktgenau das „verbrechensursächliche“ Hirnareal zu „reparie-
ren“. Wenn Roache jedoch resümierend festhält, dass solche Utopien schon deshalb 
nicht einfach ignoriert werden dürften, weil sie doch eine reale Lücke im Arsenal 
bestehender Sanktionsmöglichkeiten schlössen, ohne dass dabei zu inhumanen 
Methoden (gemeint: zu Todes- oder buchstäblich lebenslänglicher Freiheitsstrafe) 
Zuflucht genommen werden müsse,22 so lässt das aufhorchen. Denn in der Tat 
kann die Frage, ob derartige Neuro-Techniken nicht einst vielleicht sogar als hu-
maner eingeschätzt werden könnten als die tradierten, archaischen Strafsanktionen, 
nicht mit einem klaren „Nein“ beantwortet werden; immerhin würden sie dem 
Menschen doch im Falle ihrer gesicherten Funktionalität eine – noch dazu: weit 
bessere, da mit günstigerer Sozialprognose versehene – Lebensperspektive eröff-
nen und damit geradezu paradigmatisch den verfassungsfundierten Resozialisie-
rungsanspruch23 in die Tat umsetzen. Zugleich hätte sich damit das bis heute nicht 
zufriedenstellend gelöste Problem des Umgangs mit fortdauernd gefährlichen 
Straftätern möglicherweise mit einem Male erledigt und wäre dem bundesverfas-
sungsgerichtlichen Gebot nach einem „freiheitsorientierten Gesamtkonzept mit 
klarer therapeutischer Ausrichtung“24 effektiv Rechnung getragen. Man muss also 
mit einiger Beunruhigung feststellen: Auch wenn die Zukunft selbstredend niemals 
vorhergesagt werden kann, lässt die Logik der Gesamtsituation, unter Einschluss 
insbesondere des nachhaltigen Bedürfnisses der Bevölkerung nach einer effektiven 
Kriminalprävention,25 eine derartige Zukunftsperspektive nicht nur theoretisch 
möglich, sondern auch in praxi plausibel erscheinen. 

Dies gilt um so mehr, als derartige Szenarien unmittelbar an bereits gegenwär-
tig stattfindende Forschungen anknüpfen können, die für medizinische Zwecke 
angestrengt werden, so dass jeder denkbare Einwand gegen eine Weiterentwick-
lung sogleich verblasst. So befinden sich Gehirn-Computer-Schnittstellen schon 
seit Jahren in der Erprobung, sei es EEG-basiert oder durch Implantation eines 
Computerchips.26 Auch wenn letzteres bislang vorwiegend nur bei Tieren getestet 
und bei (v.a. querschnittsgelähmten) Menschen nur in wenigen Einzelfällen riskiert 
worden ist, liegt bei weiterem Vorantreiben der Entwicklung die Erweiterung auf 

                                                      
22 Ebd. 
23 Siehe BVerfGE 45, 187, 238 f.; 96, 100, 115; 98, 169, 199 ff. 
24 BVerfGE 128, 326, 375 (Rz. 101); zur Verschränkung von Therapie und Strafe bereits Dölling 2010, 
771 ff. 
25 Dazu begrifflich wie kriminalpolitisch näher Bottke 2006, 791 ff; „Eckpunkte evidenzbasierter 
Kriminalprävention“ benennt Rössner 2014, 457 ff.; Kubink 2014, 117, 121 spricht von einem „Trend 
zu einer Art von Präventionshypertrophie“. 
26 Zu den Grundlagen und zu den Anwendungsfeldern im Überblick Quandt et al. Klinische Neuro-
physiologie 2012, 158 ff.; zu den technischen Details näher Clausen 2011, 3 ff., 19 ff. und Fiedeler 2008, 
79 ff.; Überblick zu den Vor- und Nachteilen invasiver und nicht-invasiver Gehirn-Computer-
Schnittstellen bei Stieglitz Bundesgesundheitsblatt – Gesundheitsforschung – Gesundheitsschutz 
2010, 783, 786. 
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den hiesigen Kontext geradezu auf der Hand: Denn wenn es technologisch erst 
einmal möglich sein sollte, dass Menschen mittels eines solchen „Neurochips“27 
computergenerierte Maschinen in Betrieb setzen können, dann lässt sich nicht 
mehr kategorisch die Realisierbarkeit ausschließen, dass sich auch in umgekehrter 
Wirkrichtung mittels Computers die Hirnfunktionen eines Menschen planmäßig 
beeinflussen lassen könnten. Dies dürfte vielmehr sogar um so mehr zu erwarten 
sein, als es auch solche mikroelektronischen Implantate, die in direktem Kontakt 
mit den Nervenzellen stehen, in anderen Zusammenhängen bereits gibt, teilweise 
sogar schon in der klinischen Anwendung: So werden etwa mit der Tiefen Hirn-
stimulation (THS)28 vor allem Morbus Parkinson, Epilepsie und das Tourette-
Syndrom, zunehmend aber auch chronische Schmerzen, schwere Depressionen 
und Angststörungen behandelt.29 Im November 2013 erfolgte die Zulassung der 
„responsiven Neurostimulation“ durch die US-amerikanische Food and Drug 
Administration (FDA),30 und es wird allgemein erwartet, dass die THS sich inner-
halb absehbarer Zeit zu einem „selbstverständlichen Teil des Behandlungs-
spektrums“ fortentwickeln wird.31 Ein anderes Anwendungsfeld der neuronalen 
„Außensteuerung“ bildet der Bereich der sog. „Neuropharmaka“32, bislang vor-
wiegend zur mentalen Leistungssteigerung (sog. „Mind-Doping“, kognitives oder 
„Neuro-Enhancement“) praktiziert.33 Doch auch hier müsste für den hiesigen 
Kontext der Sanktionierung und therapeutischen Behandlung von Straftätern nicht 
etwa erst Neues geschaffen, sondern könnte nahtlos an bereits laufende Entwick-
lungen angeknüpft werden. Von schlechterdings nicht zu überschätzender Wich-
tigkeit ist deshalb die Einsicht, dass der rasante Fortschritt der Medizin und Bio-
technologien sich als „Türöffner“ erweisen könnte, um hierzu vorangetriebene 
Entwicklungen und gewonnene Erkenntnisse auch für den gewiss nicht geringer 
eingeschätzten Gemeinwohlbelang des Umgangs mit Schwerstverbrechern zu nut-
zen. Mehr noch würde wohl in der gesellschaftlichen Debatte sogar umgekehrt 
alsbald die Frage gestellt, ob es nicht nachgerade ein unverzeihliches Unterlassen 
wäre, kriminalpräventiv weit wirksamere Methoden des Einwirkens auf Schwer-
verbrecher nicht zur Anwendung zu bringen und damit sehenden Auges höhere 
Risiken für die Sicherheit der Bevölkerung in Kauf zu nehmen. Es dürfte daher 
nicht allzu schwer vorauszusehen sein, dass die längst im Entstehen begriffene 
Spezialdisziplin der „Neurokriminologie“ sich absehbar nicht bloß auf die Ursa-
                                                      
27 Zum Stand der Chiptechnologie siehe etwa Berger/Glanzman 2005; weiterhin auch Hennen et al. 2008 
sowie jüngst der Bericht von Merolla et al. Science 345 (2014), 668 ff. 
28 Kurzbeschreibung der Technik bei Schläpfer 2009, 57 f.  
29 Zur Problematik der sukzessiven „Indikationenausbreitung“: Synofzik Der Nervenarzt 2013, 
1175 ff. 
30 Rosenow et al. Der Nervenarzt 2014, 955, 960. 
31 Schläpfer/Volkmann/Deuschl Der Nervenarzt 2014, 135 f.; zu den technischen Innovationen der 
letzten Jahre näher Vesper/Slotty Der Nervenarzt 2014, 169 ff. 
32 Die Liste der in Betracht kommenden Substanzen ist mittlerweile beachtlich, siehe Tabelle 1 bei 
Förstl Der Nervenarzt 2009, 840, 842. 
33 Im Überblick: Schleim Gehirn & Geist 12/2005, 46 ff. 
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chenforschung bei der Genese von Straftaten beschränken, sondern über kurz 
oder lang und mit zunehmender Dringlichkeit auch die Frage nach effektiven 
Maßnahmen der – neurophysiologischen – Rehabilitation wie Prävention stellen 
wird.34 

C. Autonomie und Menschenwürde 
Natürlich gibt es zu all diesen Anwendungsfeldern im medizinisch-therapeutischen 
Kontext intensive Debatten darüber, ob bzw. inwieweit solche auf eine Verände-
rung der neuronalen Funktionalität oder gar Struktur gerichteten Methoden akzep-
tabel sind.35 Da es hier jedoch stets um die Linderung bzw. Beseitigung eines Lei-
dens- oder Defektzustandes geht, sollen nach wohl vorherrschender medizinethi-
scher Auffassung selbst erhebliche Risiken und Belastungen bis hin zu sogar u.U. 
persönlichkeitsverändernde Wirkungen (sowohl infolge THS als auch mutmaßlich 
einiger Neuropharmaka) einer Anwendung nicht entgegenstehen, sofern nur der 
Patient hierüber eingehend aufgeklärt wurde und zugestimmt hat (sog. „informed 
consent“)36. Dabei wird nicht zuletzt auch dem Umstand erhebliches Gewicht 
zugemessen, dass die neuronale Intervention im Endeffekt als „autonomiestär-
kend“ erscheint und schon deshalb dem Patienten nicht vorenthalten werden dür-
fe.37 Im Kern soll es somit ein essentieller Bestandteil der individuellen Bestim-
mungsmacht sein, ob sich ein Patient oder Proband (im Forschungskontext) diesen 
Risiken aussetzen will; Reinhard Merkel sprach anlässlich der Strafrechtslehrertagung 
2009 pointiert von einem „Recht auf mentale Selbstbestimmung“38. Dessen sachli-
che Reichweite und Dimension wird dabei vor dem Hintergrund der allgemein 
starken Betonung der „Patientenautonomie“ tendenziell als grenzenlos betrachtet, 
so dass es danach keinen qualitativen Unterschied ausmachen soll, inwieweit und 
mit welcher Methode auf die neuronale „Ausstattung“ des Einzelnen eingewirkt 
wird; allenfalls müssen sich Schadensrisiko- und Nebenwirkungspotential noch 
einigermaßen in – was immer das konkret heißen mag – „vertretbaren“ Grenzen 
halten, deren Abschätzung aber ex ante mit erheblichen prognostischen Unsicher-
heiten verbunden ist. Besondere Verfahrensregelungen, wie sie auch auf anderen 
Sachgebieten der modernen Medizin zunehmend begegnen und deshalb ebenfalls 
im hiesigen Zusammenhang mitunter vorgeschlagen werden, beispielsweise die 
Prüfung des „informed consent“ durch ein interdisziplinäres („Ethik“-)Gremium 
oder der ärztlichen „Vertretbarkeit“ durch einen zweiten, unabhängigen Arzt, die-
nen lediglich der Absicherung und ändern nichts an der Ausgangsprämisse. Soweit 

                                                      
34 Siehe etwa Herkenrath Kriminalistik-Campus 2014, 409 ff., insbes. 414: „…durchaus möglich er-
scheint, … künftig einen kriminalpräventiven Nutzen zu ziehen…“. 
35 Z.B. Farah et al. Nature Reviews Neuroscience 2004, 421 ff.; Jebari Neuroethics 2013, 617 ff. 
36 Zum „informed consent“ statt vieler nur Duttge 2013, 77 ff. 
37 Siehe z.B. Krug 2013, 247 ff., 266. 
38 Merkel ZStW 121 (2009), 919, 950 ff. 
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hingegen darüber hinaus potentielle Verlustposten benannt werden, wie insbeson-
dere die „Authentizität“39 bzw. „personale Identität“ des Menschen oder – noch 
grundsätzlicher – das „Menschenbild“40 als metaphorisch-abstrahierende Kenn-
zeichnung des menschlichen Selbstverständnisses41, gelten die hiermit in Bezug 
genommenen Vorstellungen meist als zu diffus, um der Verfügungsmacht des 
Einzelnen substantielle (legitime) Grenzen zu setzen;42 derartige Risiken sollen sich 
mittels „qualifizierter Aufklärung“ (d.h. auch über eine diesbzgl. Risikodimension) 
verträglich machen lassen.43 

Dieser heute in Medizinethik und -recht vorherrschende normative Rahmen, 
der im Kontext einer Heilbehandlung und Leidlinderung schwer erkrankter Men-
schen durchaus akzeptierbar sein mag, lässt jedoch hinsichtlich einer evtl. Zwe-
ckerweiterung auf die künftige „Behandlung“ von Straftätern gleich mehrere offe-
ne Flanken, die – um das Resultat vorwegzunehmen – das geltende Recht als 
denkbar schlecht vorbereitet erscheinen lassen: Zum ersten sind die Anforderun-
gen, die Recht und Ethik an „selbstbestimmte“ Entscheidungen stellen, cum grano 
salis auffallend niedrigschwellig, so dass etwa ungewisse Zukunftsaussichten (wie 
z.B. bei der Patientenverfügung, vgl. § 1901a Abs. 1 BGB)44 ebenso wenig wie 
soziale Drucklagen per se schon als Hindernis angesehen werden. So kann etwa die 
Einwilligung in einen ärztlichen Heileingriff auch bei vitaler Indikation, die dem 
Patienten gar keine andere Überlebensperspektive mehr eröffnet, wirksam erklärt 
werden; die familiäre Verbundenheit und soziale Erwartung sieht § 8 Abs. 1 S. 2 
TPG nicht als Hinderungsgrund für die Annahme einer „selbstbestimmten“ Le-
bendorganspende, und neuerdings wird selbst die Möglichkeit eines „freiverant-
wortlichen Suizids“ trotz oder gerade in Situationen einer ausweglos tödlichen 
Erkrankung zunehmend anerkannt.45 Die letztgenannte Konstellation verdeutlicht 
dabei zugleich, dass auch die schadenstiftende Risikodimension keine „objektive“ 
Begrenzung des „Selbstbestimmungsrechts“ mehr sicherstellt. Von hier aus böte 
daher der Verweis auf eine – vorgeblich – „selbstbestimmte“ Zustimmung des 
überführten Delinquenten einen geradezu verführerischen Ausweg, wenn es gälte, 
Vorbehalte gegenüber einer Zwangs-„Neurotherapie“ zu entkräften. Eine solche 
Zustimmung zu erlangen dürfte jedoch in der Regel nicht allzu schwerfallen, wenn 
dem Straftäter analog zu dem im Betäubungsmittelbereich bereits bekannten Prin-
zip „Therapie statt Strafe“ (vgl. § 35 BtMG) angeboten würde, eben durch seine 
Einwilligung in eine „Neuro“-Therapie einer drohenden langjährigen Freiheitsstra-

                                                      
39 Siehe etwa Kipke 2010, 69 ff.; Schöne-Seifert 2009, 347 ff. 
40 So z.B. Irrgang 2014, 323, 340. 
41 Zu den verschiedenen Formen und Funktionen näher Hilgendorf 2013, 195 ff. 
42 So ausdrücklich Metzinger Fortschritte der Neurologie – Psychiatrie 2012, 36, 40; zu den Deutungs-
problemen des Begriffs „Authentizität“ näher Bittner 2013, 223 ff. 
43 In diesem Sinne z.B. Krause 2013, 231 ff., insbes. 249 f. 
44 Dazu grundlegende Zweifel bei Duttge 2014a. 
45 Vgl. LG Deggendorf GesR 2014, 487 f.; LG Gießen NStZ 2013, 43; VG Hamburg MedR 2009, 
550, 555; StA München MedR 2011, 291. 
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fe entgehen zu können. Ihm wie auch gegenüber der Rechtsgemeinschaft ließe sich 
eine solche Offerte sogar als Ausweis einer humanen und aufgeklärten Rechtsge-
meinschaft vermitteln.46 Wie sehr eine solche Situation jedoch sozialpsychologisch 
den Widerstand des Einzelnen nachhaltig untergraben und wie wenig die daraufhin 
erteilte Zustimmung noch die Bewertung als Ausdruck einer „selbstbestimmten“ 
Entscheidung tatsächlich verdienen würde, haben Antony Burgess „Clockwork 
Orange“ sowie Kubricks gleichnamige Verfilmung eindringlich anschaulich ge-
macht; dass ein juristisches „Autonomie“-Verständnis in der Lage wäre, diesen 
absichtsvoll gesetzten Verführungs- und Unterminierungsmechanismus aufzu-
nehmen und zwecks Erhaltung wahrer Entscheidungsfreiheit effektiv zu unterbin-
den, scheint bei dem vorherrschenden simplifizierenden „Autonomie“-Verständnis 
mehr als zweifelhaft.47 Diverse einschlägige Erfahrungen aus benachbarten Kon-
texten, etwa im Rahmen der „freiwilligen“ Teilnahme schwersterkrankter Patienten 
an riskanten Arzneimittelprüfungen48 oder aus dem Bereich der sog. „Verständi-
gung“ zwecks beschleunigter Beendigung eines Strafverfahrens,49 sollten eigentlich 
der Mahnung genug sein. 

Eben deshalb erschöpfen sich die einschlägigen rechtlichen Regelungen auch 
meist nicht in der formalrechtlichen Vorgabe des „informed consent“ (im Bereich 
der „Verständigungen“ siehe §§ 35a S. 350, 257c Abs. 3 S. 1, Abs. 5 StPO), sondern 
enthalten zusätzlich „objektive“ Schranken (wie im Bereich der Arzneimittelprü-
fungen das Erfordernis einer „vertretbaren“ Risiko-Nutzen-Abwägung, § 40 Abs. 1 
S. 3 Nr. 2 AMG, gesteigert bei Nichteinwilligungsfähigen und Minderjährigen, 
§§ 40 Abs. 4 Nr. 4, 41 Abs. 3 Nr. 1 AMG). Diese sind jedoch, nicht selten schon 
bedingt durch die Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe, häufig in erheb-
lichem Maße interpretationsbedürftig (siehe z.B. § 257c Abs. 1 S. 1 StPO: „in ge-
eigneten Fällen“) und eröffnen dadurch schwer fassbare Einschätzungsspielräume, 
die ihre Begrenzungsfunktion in der Anwendungspraxis spürbar schwächen. Das 
dürfte häufig auch durch ein dezidiert anti-paternalistisches Vorverständnis geprägt 
sein, wonach also objektiv-rechtliche Limitierungen bei „selbstbestimmten“ Ent-
scheidungen, wenn sie noch dazu der betroffenen Person potentiell nützlich sind, 
im Lichte dieses Selbstverfügungsrechts generell als bedenklich oder gar verfas-
sungswidrig betrachtet werden. Dass beispielsweise klinische Arzneimittelprüfun-
gen bei zwangsweise Untergebrachten (wegen der postulierten Unmöglichkeit 

                                                      
46 In diesem Sinne Merkel/Roth 2008, 81: staatliche Verpflichtung zum Therapieangebot. 
47 Siehe etwa das nivellierende Verständnis bei Rosenau 2009, 75; eben zu dieser Frage jüngst Bomann-
Larsen Neuroethics 2013, 65 ff. mit dem aufschlussreichen Ergebnis: „Granted that the subject has a 
sovereign right to self-government, consent to treatment is also valid …, even when treatment is (de 
facto) autonomy-undermining, because such consent is consistent with de jure autonomy[…]“ (76). 
48 Zum empirisch belegten „Strohhalmeffekt“ etwa Husebø/Klaschik 2006, 316 ff. 
49 Zur verfehlten Idealisierung der Zustimmung des Angeklagten zu einer angeblich „autonomen“ 
Entscheidung statt vieler nur Duttge 2014b [im Erscheinen]. 
50 Siehe dazu bereits BGHSt 50, 40 ff. m. dezidiert auf das Verfehlen der sozialpsychologischen 
Situation abhebenden krit. Anm. Duttge/Schoop StV 2005, 421 f. 
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eigenverantwortlicher Einwilligungen innerhalb einer „totalen Institution“)51 de 
lege lata kategorisch untersagt sind (vgl. § 40 Abs. 1 S. 3 Nr. 4 AMG), wird über-
wiegend als illegitime Bevormundung kritisiert und zum Teil schon per „Ausle-
gung“ auszuhebeln versucht.52 Dies alles wiederum findet seine Ausgangsursache 
in dem zunehmenden Unverständnis von Recht und (Medizin-)Ethik der (Post-) 
Moderne, ob sich der Fundamentalnorm des Art. 1 Abs. 1 GG überhaupt noch 
irgendein objektiv-rechtlicher Gehalt jenseits der Anerkennung und Absicherung 
individueller Selbstbestimmung jedes „Rechtssubjekts“ entnehmen lässt.53 Eine 
„freiheitliche Verfassungsordnung“ könne, so das Selbstverständnis des heutigen 
„aufgeklärten“ Verfassungsrechts,54 normative Vorgaben für das Gemeinwesen 
jenseits der Freiheitssphäre autonomer Selbstbestimmung der Individuen principia-
liter nicht mehr anerkennen, so dass jede menschenwürdefundierte Rechtfertigung 
objektiv-rechtlicher Grenzlinien der Selbstbestimmung,55 soweit dies nicht nach-
weislich um der Sicherung der Selbstbestimmung konkret Anderer geschieht, ab-
sehbar dem Vorwurf freiheitsfeindlicher „Metaphysik“ ausgesetzt ist. Mit anderen 
Worten sind also im hiesigen Kontext, dies zum zweiten, mit der Annahme einer 
„selbstbestimmten“ Entscheidung (in eigenen Angelegenheiten) meist auch schon 
die Würfel im Ganzen gefallen, weil sich dann jeder freiheitslimitierende Rückgriff 
auf die Menschenwürdegarantie – so das heute gängige Rechtsverständnis – von 
vornherein verbiete. Etwa in den Worten Rosenaus: „Der medizinische Eingriff [in 
das Gehirn] ist keine Würdeverletzung per se, sondern erst dann und nur dadurch, 
dass er beispielsweise bei medizinischen Zwangsversuchen den Willen des Be-
troffenen nicht achtet […]. Denn wie oftmals konstituiert sich auch hier der Wür-
deverstoß erst dadurch, dass gegen den freien Willen der Person eine Einwirkung 
in deren Sphäre erfolgt“56. 

Die alte Debatte um den Einsatz eines Lügendetektors, der im Übrigen abseh-
bar ebenfalls mit einer neurophysiologischen Technologie ausgestattet sein dürf-
te,57 hat die Umkehrung der Argumentationslinien unmissverständlich deutlich 
gemacht: Galt der Einsatz des – klassischen – Polygraphen früher noch aufgrund 
objektiver Gegebenheiten („Anhängsel einer Apparatur“) per se als menschenwür-
dewidrig, so dass infolgedessen auch der Betroffene hierin nicht wirksam einwilli-

                                                      
51 Vgl. BT-Drucks. 7/3060, 54. 
52 Dazu näher die Bestandsaufnahme mit Vorschlag de lege ferenda bei Duttge 2009a, 119 ff. 
(m.w.N.). 
53 Zum Folgenden näher Duttge 2014c, 145 ff. 
54 Exemplarisch Dreier 2013, insbes. 105 ff., 112. 
55 Bekannter und seit langem kontrovers diskutierter Anwendungsfall aus dem Kernstrafrecht ist die 
„Gute-Sitten“-Klausel des § 228 StGB, dazu statt vieler nur Duttge 2014d (m.w.N.). 
56 Rosenau 2009, 78; ebenso Spranger 2009, 37: „Tatsächlich kollidiert die Vorstellung von einer dem 
Menschen aufgezwungenen Menschenwürde mit dem Grundgedanken freiheitsrechtlicher Verbür-
gungen“. 
57 Näher Schleim 2011, 109 ff.; Spranger 2009, 43 f.; Stübinger ZIS 2011, 538, 548 ff. m.w.N.; zu ersten 
forensischen Erfahrungen in der US-amerikanischen Justiz siehe auch Seiterle Nervenheilkunde 2011, 
443 ff. 
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gen konnte (vgl. auch § 136a Abs. 3 StPO)58, wird heute die Annahme einer Men-
schenwürdeverletzung immer schon dann und deshalb in Abrede gestellt, wenn 
und weil der Betroffene „selbstbestimmt“ eingewilligt hat. In der nicht ganz tauto-
logiefreien Begründung des Bundesgerichtshofes: „Eine differenzierende, auf das 
Einverständnis des Beschuldigten abstellende Sichtweise wird am ehesten dem 
Zweck des Art. 1 Abs. 1 GG gerecht; denn dieser soll nicht der Einschränkung, 
sondern gerade dem Schutz der Würde des Menschen dienen, wozu die grundsätz-
liche Freiheit gehört, über sich selbst verfügen und sein Schicksal eigenverantwort-
lich gestalten zu können“59. Dass die staatliche Hoheitsgewalt in ihrer vorpositiven 
Bindung an die Fundamentalnorm der Menschenwürdegarantie (Art. 79 Abs. 3 
GG) vielleicht von vornherein und generaliter gar keine Verfahren institutionalisie-
ren oder deren Ergebnisse anerkennen darf, „durch die sich eine Rechtsperson 
[…] als Mittel benutzen lassen möchte“60, ist demzufolge eine Fragestellung, die 
gleichsam im „toten Winkel“ der heutigen Rechtsbetrachtung verschwindet. 

Wenn es aber so liegt, dass schon von Grund auf mit großen Unsicherheiten 
behaftet ist, ob und anhand welchen Maßstabes die „unantastbare“ Menschenwür-
de überhaupt verletzt werden kann, und dies um so mehr, als die tradierte „Objekt-
formel“ mitsamt dem ihr inhärenten „Instrumentalisierungsverbot“61 vermehrt 
Kritik erfährt,62 dann ist – drittens – auch längst nicht mehr entschieden, ob sank-
tionierende bzw. „resozialisierende“ Interventionen und Eingriffe neurophysiolo-
gischer Natur nicht am Ende sogar gegen den Willen des Delinquenten verübt 
werden könnten. Denn jenseits des absoluten Tabubereiches des Art. 1 Abs. 1 GG 
kann nur noch der – begrenzt rationalisierbare – Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
einem hoheitlichen Zugriff auf die neuronale Integrität des Menschen eine – relati-
ve – Grenze setzen; in diesem Fall stünde dann freilich zu besorgen, noch dazu bei 
Einbeziehung des gesetzgeberischen Einschätzungsspielraums63 sowie der 
„Schutzpflichtdimension des Art. 2 Abs. 2 GG (Schutz der Gesellschaft vor Ge-
walttätern)“64, dass derartige Interventionen jedenfalls bei schwersten Straftaten 
(und nach dem ersten Tabubruch dann womöglich mit der Tendenz sukzessiver 
Ausweitung des Anwendungsbereiches) gerade nicht mehr abgewendet werden 
können.65 Es ist bemerkenswert, dass sich vereinzelt sogar schon dahingehende 
Perspektiven konkret angesprochen finden, so etwa bei Tade Spranger, der einen 

                                                      
58 Vgl. BGHSt 5, 332 ff. 
59 BGHSt 44, 308 ff. 
60 Stübinger ZIS 2011, 538, 555. 
61 Spiritus rector bekanntlich: Dürig 1956, 117 ff. 
62 Dazu grundlegend Hilgendorf 2011. 
63 Dazu, dass das Bundesverfassungsgericht seine Prüfungskompetenz gegenüber dem strafenden 
Gesetzgeber nicht ausschöpft, siehe etwa Weigend 1999, 917 ff. 
64 Spranger 2009, 40. 
65 Aufschlussreich Dölling 2008, 371, 389, wonach das „Strafbedürfnis“ bei überzeugten Determinis-
ten höher sein dürfte als bei Vergleichspersonen: „Von einem deterministischen Standpunkt aus 
spricht vieles dafür, die Kriminalpolitik nach dem Vorbild der Naturwissenschaft und Technik zu 
organisieren“. 
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staatlich erzwungenen Einsatz neurotechnologischer Methoden „im Rahmen der 
Terrorismusbekämpfung“ offenbar für akzeptabel hält.66 Wenn dieser Zukunfts-
perspektive überhaupt etwas normativ Durchschlagskräftiges entgegengehalten 
werden soll, bedürfte es dringlich eines überzeugenden und im hiesigen Kontext 
operationalisierbaren Konzepts mitsamt detaillierten Kriterienkataloges, was genau 
eigentlich Gegenstand des „unantastbaren Kernbereich privater Lebensgestal-
tung“67 sein soll. Für den Bereich der Neurotechnologie ist der Ausgangspunkt 
klar: Das menschliche Gehirn ist nicht weniger als das zentrale Steuerungs-, Wahr-
nehmungs- und Integrationsorgan des Gesamtorganismus und damit zugleich die 
biologische Grundlage („Hardware“) menschlichen Denkens, Fühlens wie auch 
des menschlichen Bewusstseins. Wie sehr auch das geltende Recht dem menschli-
chen Gehirn diese herausragende Bedeutung zumisst, lässt sich etwa am Todesbe-
griff (vgl. § 3 Abs. 2 TPG) erkennen („Gesamthirntod“). Gänzlich unklar ist aber, 
welche Folgerungen hieraus zu ziehen sind, ob also das menschliche Gehirn des-
halb als ganz und gar sakrosankt gelten kann.68 Es dürfte unschwer vorherzusagen 
sein, dass diese Konsequenz um der erhofften therapeutischen Perspektiven kaum 
jemand zu akzeptieren bereit sein dürfte. Da es anders als im Kontext der „geneti-
schen Ausstattung“ beim neuronalen „Netzwerk“69 jedoch unmöglich sein dürfte, 
jemals persönlichkeitsnahe („codierte“) und -irrelevante Bereiche voneinander zu 
scheiden, bleibt nur der mühsame Weg einer differenzierten bewertenden Analyse, 
welche zweckgerichteten Interventionen und Methoden aus welchen Gründen 
unter welchen Voraussetzungen und Bedingungen (einschließlich ihrer verfahrens-
rechtlichen Sicherung) als akzeptierbar bzw. schlechterdings verboten gelten sollen.  

D. Bedarf an „spekulativer Ethik“ 
Es liegt auf der Hand, dass hiermit nicht zugewartet werden kann, bis der neuro-
technologische Fortschritt derartige Sanktions- und Therapiemethoden bereits 
konkret entwickelt und zur Anwendungsreife gebracht hat. Auch wenn sich die 
ursprünglichen Hoffnungen auf eine rasante Weiterentwicklung der Neurowissen-
schaften70 bislang bei weitem nicht erfüllt haben und das jüngste „Memorandum“ 
zehn Jahre nach Verkündung des ersten „Manifests“ eine eher ernüchternde Bilanz 

                                                      
66 Spranger 2009, 36. 
67 BVerfGE 6, 32, 41; 27, 1, 6; 32, 373, 378 f.; 80, 367, 373; 109, 279, 313; im Kontext des Gesamt-
systems strafprozessualer Ermittlungsbefugnisse vertiefend Warntjen 2007; aus verfassungsrechtlicher 
Sicht zuletzt: Barrot 2012. 
68 Dezidiert ablehnend Rosenau 2009, 79. 
69 Zum Fehlen eines Konvergenzzentrums bzw. zentralen „Agenten“ eingehend Singer 2006, 24 ff. 
70 Formuliert im „Manifest“ von „Elf führenden Neurowissenschaftlern über Gegenwart und Zu-
kunft der Hirnforschung 2004“, abgedruckt in: Duttge 2009b, 147 ff. 
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zieht,71 besteht nicht zuletzt angesichts der nachdrücklichen finanziellen und struk-
turellen Förderung der Hirnforschung (nicht nur in den USA, sondern mittlerweile 
auch in Europa durch das „Human Brain Project“ der EU)72 dringender Bedarf, 
sich schon heute – die evtl. technologischen Möglichkeiten der Zukunft antizipie-
rend – mit den normativen Fragen eingehend auseinanderzusetzen. Dies gilt um so 
mehr, als sich den neurowissenschaftlichen Zukunftsszenarien und Selbstverständ-
nissen bereits überdeutlich entnehmen lässt, dass das praktische Anwendungsfeld 
eben nicht nur in der klinischen Medizin, sondern auch und gerade im Kontext der 
„Behandlung“ von Straftätern gesehen wird. Das neurophysiologische Therapiean-
gebot ist also längst ausgesprochen. Vor diesem Hintergrund wäre es daher gera-
dezu verantwortungslos, der weiteren Entwicklung einfach ihren Lauf zu lassen, 
auf dass am Ende vollendete Tatsachen geschaffen werden. Wie die Erfahrungen 
im Kontext anderer technologischer Entwicklungen zur Genüge gezeigt haben, 
lässt sich der Status quo dann – wenn sich eine Praxis bereits etabliert hat – kaum 
mehr substantiell verändern.  

Demgegenüber hat das Strafrecht im hiesigen Kontext eine – eher seltene – 
Chance, einmal vorausschauend und insofern zwangsläufig spekulativ die komple-
xen normativen Aspekte mit der nötigen Sorgfalt aufzuklären. Dies ist um so 
dringlicher anzuraten, als es um den Schutz einer vulnerablen Personengruppe 
geht: Wie die aktuelle Debatte um Zwangsmaßnahmen in der Psychiatrie zeigt, 
kann hier jedoch der entmündigende Fürsorgegedanke leicht Überhand gewin-
nen – vor allem bei Menschen, die allgemein als „gefährlich“ gelten. Und wenn 
dabei auch noch in den Blick genommen wird, dass manche Hirnforscher bereits 
Überlegungen zur „hirnphysiologischen Berechnung des Strafmaßes“ anstellen73 
und andere bei ihren Präventionsüberlegungen weit über bereits verurteilte Straftä-
ter hinausreichen bis hin zur Prävention schon bei „gewalttätigen Kindern“74, so 
beleuchtet das schlaglichtartig die Wertigkeit der auf dem Spiele stehenden Belange 
und Relevanz der neurowissenschaftlichen Vermessung der Welt. Dies rechtfertigt 
es und macht es sogar dringlich, rechtliche und ethische Überlegungen schon heute 
anzustellen und bei Bedarf, natürlich im Sinne einer „experimentierenden“, auf die 
Entwicklung und gesamtgesellschaftliche Debatte sorgsam achtenden Normge-
bung75, ggf. auch regulierend einzugreifen – noch einmal mit Rebecca Roach: „[…] 
What is most important is not that ethicists concentrate on current issues or those 
that are most likely to arise; but that ethicists […] focus on maximising what is 

                                                      
71 Siehe im Einzelnen das „Memorandum Reflexive Neurowissenschaft“, abgedruckt in: Psychologie 
heute 2014 (http://www.psychologie-heute.de/home/lesenswert/memorandum-reflexive-neuro
wissenschaft/).  
72 Bericht in F.A.S. v. 11.7.2014, 51. 
73 Siehe z.B. Eagleman/Floras 2012, 161 ff. 
74 Vgl. nur Merkel/Roth 2008, 87 f., wonach schon Kindern Therapieangebote angedient werden 
sollen, selbst gegen den Willen der Eltern; Markowitsch/Siefer 2009, 229 f. erwägen offenbar im Lichte 
der Präventionsidee ein genetisches und neurophysiologisches Screening von Kindern. 
75 Zur „experimentierenden Gesetzgebung“ allgemein etwa Hoffmann-Riem 1993, 55 ff. 
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most valuable“76. Denn es versteht sich von selbst, dass Grenzen nicht durch die 
verfügbaren Techniken gesetzt werden, sondern durch das, was der Mensch und 
die Gesellschaft zu tolerieren oder anderen anzutun (nicht) bereit ist. Bei der ethi-
schen und rechtlichen Bewertung gilt es jedoch etwas ganz besonders zu beherzi-
gen, was Bernhard Irrgang für das Neuroenhancement hervorgehoben hat: Wie bei 
allen technischen Innovationen müssen wir ihre Anwendungsbedingungen und 
sowohl intendierten wie mögliche weitere Nutzanwendungen (Zwecke) reflektie-
ren; darüber hinaus sollte man jedoch „die gesamte Zielsetzung dieser Techniken 
auf ihre Wirkungen überdenken und daraufhin befragen, ob wir als Menschen 
solche Veränderungen für unser Selbstverständnis denn wünschen können“77. Das 
ist selbstredend mitnichten unreflektierte Forschungsfeindlichkeit, sondern ver-
antwortungsbewusstes Handeln mit Blick auf die Lebensbedingungen der zukünf-
tigen Generationen! 
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